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V e r k e h r s r e c h t
Umgestürzter Baum auf der Straße
Das Landgericht Köln hat entschieden, 
dass ein Eigentümer keinen Schadens-
ersatz für sein beschädigtes Auto erhält, 
wenn der Fahrer mit dem Wagen gegen 
einen umgestürzten Baum fährt, der hin-
ter einer Kurve quer auf der Fahrbahn 
liegt.

Am 07.01.2020 gegen 2.30 Uhr fuhr der 
Sohn des Klägers mit dessen Wagen in 
Wermelskirchen auf der L409. Der Kläger 
behauptet, dass sein Sohn dort mit einem 
hinter einer Rechtskurve quer über der 
Straße liegenden, umgestürzten Baum 
kollidiert sei. Dadurch sei ein Schaden 
an dem Fahrzeug verursacht worden. Die 
Kontrolleure, die sich die Bäume im Auf-
trag des beklagten Landes regelmäßig 
ansehen, hätten bei der letzten Kontrol-
le erkennen müssen, dass der Baum in 
einem schlechten Zustand gewesen sei. 
Bei näherer Untersuchung hätte sich he-
rausgestellt, dass der Baum krank war und 
die Gefahr bestand, dass er auf die Straße 
fallen kann. Der Kläger macht Schaden-
ersatz wegen seines beschädigten Autos 
in Höhe von 4.578,08 € gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen geltend.
Das beklagte Land ist der Ansicht, die 
Kontrollen seien regelmäßig und sorg-
fältig durchgeführt worden. Bei der letz-
ten Sichtkontrolle Anfang Januar 2020 
sei kein äußerlich erkennbarer Befund 
für eine Umsturzgefährdung festgestellt 

worden.
Das Landgericht hat die Ansprüche des 
Klägers auf Schadensersatz abgewie-
sen. Zwar ist das beklagte Land für die 
Straße verantwortlich und muss daher 
dafür Sorge tragen, dass sich die Stra-
ße in einem Zustand befindet, der eine 
möglichst gefahrlose Nutzung zulässt. 
Die erforderlichen Kontrollen der Stra-
ßenbäume wurden auch regelmäßig vor-
genommen. Eine schuldhafte Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht durch das 
Land liege allerdings nur dann vor, wenn 
Anzeichen übersehen worden wären, die 
auf eine weitere Gefahr durch den Baum 
hingewiesen hätten. Der Kläger habe aber 
weder erklären können, was die Ursache 
für den Umsturz des Baums gewesen sei 
noch warum das bei der letzten Kontrolle 
hätte erkennbar sein müssen.
Die vom Land angegebene Wurzelfäu-
le, die den Baum befallen haben soll, 
sei nach außen nicht sichtbar gewesen. 
Da der Baum bereits beseitigt worden 
ist, sei auch eine weitere Begutachtung 
nicht möglich. Es könne daher nicht mehr 
überprüft werden, ob die vom Kläger be-
haupteten Anzeichen für den schlechten 
Zustand des Baumes tatsächlich vorgele-
gen haben.
Landgericht Köln,
Urteil vom 08.12.2020 – 5 O 77/20 –

U r h e b e r r e c h t
Filesharing durch einen 11-Jährigen bei 
den Großeltern
Begeht ein 11-jähriges Kind während des 
Wochenendbesuchs bei seinen Großel-
tern eine Urheberrechtsverletzung im 
Wege des Filesharings, so haften dafür 
weder das Kind noch die Großeltern. Dies 
hat das Landgericht Frankfurt a.M. ent-
schieden.
Während eines Wochenendbesuchs eines 
11-jährigen Kindes im Januar 2014 lud 
dieses über ein Filesharing-Programm 
ein Computerspiel herunter. Sowohl der 
Großvater als auch der Enkel wurden auf-
grund dessen von der Rechteinhaberin 
auf Zahlung der Abmahnkosten und von 
Schadensersatz gerichtlich in Anspruch 
genommen.
Das Landgericht Frankfurt a.M. entschied, 
dass gegenüber dem Großvater kein An-

spruch auf Erstattung der Abmahnkosten 
oder Zahlung von Schadensersatz best-
ehe. Eine Aufsichtspflichtverletzung sei 
ihm nicht vorzuwerfen. Denn dem Groß-
vater habe gegenüber seinem 11-jährigen 
Enkel keine gesetzliche Aufsichtspflicht 
nach § 832 Abs. 1 BGB bestanden. Der 
Großvater habe die Aufsichtspflicht auch 
nicht vertraglich übernommen, so dass 
eine Haftung nach § 832 Abs. 2 BGB eben-
falls ausscheide. Der Aufenthalt eines 
11-jährigen Kindes bei seinem Großvater 
an einem Wochenende führe schon auf-
grund der Kürze des Aufenthalts zu keiner 
Aufsichtspflicht.

Nach Ansicht des Landgerichts schei-
de auch eine Haftung des 11-jährigen 
Kindes für die Urheberrechtsverletzung 
aus. Es sei für die Tat nicht verantwort-
lich, denn es hatte zur Tatzeit nicht die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit er-
forderliche Einsicht im Sinne des § 828 
Abs. 3 BGB. Es sei praktisch ausgeschlos-
sen, dass ein 11-jähriges Kind versteht, 
dass es eine Rechtsverletzung darstellt, 
Computerspiele hochzuladen. Dies gelte 
selbst dann, wenn dem Kind die Nutzung 
einer Internet-Tauschbörse untersagt 
wurde. Für das Gericht war es darüber 
hinaus fraglich, ob das 11-jährige Kind 
erkannt hat, dass es sich bei der verwen-
deten Plattform um eine illegale Files-
haring-Plattform handelte oder wie ein 
Filesharing-Netzwerk funktioniert.
Landgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 29.10.2020 – 2-03 O 15/19 –
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N a c h b a r r e c h t
Keine Verschattung durch 5 cm zu hohen 
Anbau
Wird ein Anbau 5 cm höher als geneh- 
migt gebaut, liegt darin keine unzumut-
bare Verschattung und somit keine Ver-
letzung des Gebots der Rücksichtnahme. 
Dies hat das Oberverwaltungsgericht 
Nordrhein-Westfalen entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagte 
eine Grundstückseigentümerin im Jahr 
2018 gegen ein Bauvorhaben auf dem 
benachbarten Grundstück. Sie bemängel-
te unter anderem, dass der Anbau 5 cm 
höher gebaut wurde als dies genehmigt 
wurde. Sie sah darin eine unzumutbare 
Verschattung ihres Grundstücks. Das Ver-
waltungsgericht Köln wies die Klage ab 
und ließ die Berufung nicht zu. Die Klä-
gerin beantragte daraufhin die Zulassung 
der Berufung.
Das Oberverwaltungsgericht Nord- 
rhein-Westfalen ließ die Berufung nicht 
zu. Aus seiner Sicht sei die geltend ge-
machte Verletzung des Gebots der Rück-
sichtnahme durch eine unzumutbare Ver-
schattung wegen des um 5 cm zu hohen 
Anbaus schon aufgrund der Entfernung 
des Anbaus vom Grundstück der Klägerin 
nicht ersichtlich.
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 14.12.2020 – 7A 2746/20 –

A r b e i t s r e c h t
Kündigung wegen Entwendens von 
Desinfektionsmittel
Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf hat 
die fristlose Kündigung eines Mitarbei-
ters, der einen Liter Desinfektionsmittel 
entwendet hatte, auch ohne vorherige 
Abmahnung als rechtmäßig angesehen.

Der Kläger war seit dem Jahr 2004 bei 
einem Paketzustellunternehmen, der Be-
klagten, als Be- und Entlader sowie Wä-
scher für die Fahrzeuge beschäftigt. Die 
Wäsche der Wagen erfolgte in Nacht-
schicht mit sechs bis sieben Kollegen, wo-
bei der Kläger seinen Wagen in der Nähe 
des Arbeitsplatzes abstellen konnte. Bei 
der stichprobenartigen Ausfahrtkontrolle 
am 23.03.2020 gegen 07.50 Uhr fand der 
Werkschutz im Kofferraum des Klägers 
eine nicht angebrochene Plastikflasche 
mit einem Liter Desinfektionsmittel und 
eine Handtuchrolle. Der Wert des Desin-
fektionsmittels betrug zum damaligen 
Zeitpunkt ca. 40 Euro. Es kam damals bei 
der Beklagten immer wieder vor, dass 
Desinfektionsmittel aus den Waschräu-
men entwendet wurde.
Der Personalausschuss des Betriebsrats 

stimmte am 24.03.2020 der fristlosen 
Kündigung des Klägers nach Befragung 
von Zeugen abschließend zu, welche die 
Beklagte am 25.03.2020 aussprach. Ge-
gen diese Kündigung wendet sich der 
Kläger mit seiner Klage. Er habe sich 
während der Arbeit jede Stunde zu sei-
nem Fahrzeug begeben, um die Hände 
zu desinfizieren und abzutrocknen. Er 
habe das Mittel für sich und eventuell 
seine Kollegen verwenden wollen, zumal 
dieses in den Waschräumen nicht immer 
verfügbar gewesen sei. Bei der Ausfahrt 
habe er an die Sachen im Kofferraum 
nicht mehr gedacht. Er müsse kein Desin-
fektionsmittel stehlen, weil seine Frau in 
der Pflege arbeite und die Familie über 
sie ausreichend versorgt sei. Die Arbeit-
geberin hat behauptet, dass der Kläger 
dem Werkschutz gesagt habe, dass er 
das Desinfektionsmittel habe mitnehmen 
dürfen, um sich unterwegs die Hände zu 
desinfizieren. Sie habe mit Aushängen im 
Sanitärbereich darauf hingewiesen, dass 
das Mitnehmen von Desinfektionsmittel 
eine fristlose Kündigung und Anzeige zur 
Folge habe.
Nach Auffassung des Landesarbeitsge-
richts liegt ein wichtiger Grund für eine 
fristlose Kündigung vor. Die Einlassungen 
des Klägers seien nicht glaubhaft. Das 
Landesarbeitsgericht gehe davon aus, 
dass der Kläger sich das Desinfektions-
mittel zugeeignet habe, um es selbst zu 
verbrauchen. Wenn er es während der 
Schicht habe benutzen wollen, hätte es 
nahe gelegen, das Desinfektionsmittel 
auf den Materialwagen am Arbeitsplatz 
zu stellen, zumal in der Nacht nur sechs 
bis sieben Kollegen arbeiteten. Es sei zu-
dem nicht nachvollziehbar, dass er das 
Desinfektionsmittel auch für die Kollegen 
verwenden wollte, denn weder hatte er 
ihnen gesagt, wo er das Desinfektions-
mittel aufbewahrt noch ihnen den Auto-
schlüssel gegeben, damit sie es benutzen 
können. Schließlich sei die aufgefundene 
Flasche nicht angebrochen gewesen.
Auch in Ansehung der langen Beschäf-
tigungszeit sei keine vorherige Abmah-
nung erforderlich. Der Kläger habe in 
einer Zeit der Pandemie, als Desinfekti-
onsmittel Mangelware war und in Kennt-
nis davon, dass auch die Beklagte mit 
Versorgungsengpässen zu kämpfen hatte, 
eine nicht geringe Menge Desinfektions-
mittel entwendet. Damit habe er zugleich 
in Kauf genommen, dass seine Kollegen 
leer ausgingen. In Ansehung dieser Um-
stände habe ihm klar sein müssen, dass 
er mit der Entwendung von einem Liter 
Desinfektionsmittel den Bestand seines 
Arbeitsverhältnisses gefährdete. Auch die 
Interessenabwägung fiel angesichts die-
ser Umstände zu Lasten des Klägers aus.
Landesarbeitsgericht Düsseldorf,
Urteil vom 14.01.2021 – 5 Sa 483/20 –

M i e t r e c h t
Abweichung der Mietfläche
Ein Recht zur Mietminderung nach § 536 
Abs. 1 BGB wegen einer Flächenabwei-
chung von mehr als 10 % besteht nur 
dann, wenn die im Mietvertrag angege-

bene Fläche der Festlegung der Sollbe-
schaffenheit dient. Handelt es sich da-
gegen lediglich um eine das Mietobjekt 
beschreibende Flächenangabe, liegt kein 
Mietmangel vor. Dies hat das Oberlan-
desgericht Dresden entschieden.
Im Oktober 2017 wurde über ein Laden-
geschäft in einer Stadt in Sachsen ein 
Mietvertrag geschlossen. Der Mietver-
trag enthielt keine Angabe der Größe 
des Geschäfts. Auf Wunsch der Kranken-
kassen und des Finanzamts begehrte die 
Mieterin nachfolgend die Aufnahme der 
Mietfläche in den Vertrag. Der Vermie-
ter kam dem Verlangen nach, so dass im 
November 2017 ein weiterer Mietvertrag 
geschlossen wurde, der nunmehr die Grö-
ße des Ladengeschäfts enthielt. So sollte 
eine Nutzfläche von insgesamt 480 qm 
vorliegen. Tatsächlich war das Mietobjekt 
aber nur etwa 303 qm groß. Aufgrund der 
Flächenabweichung entbrannte zwischen 
den Mietvertragsparteien ein Streit über 
das Bestehen eines Rechts zur Mietmin-
derung. Dieser Streit wurde durch das 
Landgericht Chemnitz dadurch entschie-
den, dass kein Minderungsrecht bestehe. 
Gegen diese Entscheidung legte die Mie-
terin aber Berufung ein.
Das Oberlandesgericht Dresden bestä-
tigte die Entscheidung der Vorinstanz. Ein 
Recht zur Mietminderung bestehe nicht. 
Zwar liege nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs bei einer erheblichen 
Abweichung der tatsächlichen Mietfläche 
von der vertraglich vereinbarten Mietflä-
che zu Lasten des Mieters, für welche bei 
einer Flächenabweichung von mehr als 10 
% eine Vermutung spreche, ein Mietman-
gel im Sinne von § 536 Abs. 1 BGB vor. 
Dies gelte aber nur dann, wenn die Anga-
be der Mietfläche im Vertrag der vertrag-
lichen Festlegung der Sollbeschaffenheit 
des Mietobjekt dient und nicht lediglich 
dessen Beschreibung. Letzteres war hier 
aber der Fall.
Nach Auffassung des Oberlandesgerichts 
sei die Aufnahme der Flächenangabe 
nicht zur Festlegung der Fläche des Miet-
objekts erfolgt. Vielmehr sei die Flächen-
angabe nur auf Wunsch der Mieterin in 
den Mietvertrag aufgenommen worden, 
weil Dritte wünschten, dass das Miet-
objekt nachträglich hinsichtlich seiner 
Größe konkretisiert werde. Es habe sich 
deshalb um eine das Objekt beschrei-
bende Flächenangabe gehandelt, nicht 
aber um eine vertragliche Vereinbarung 
zur Mietgröße, welche für die Parteien 
beim eigentlichen Vertragsschluss uner-
heblich gewesen sei. Es habe somit kein 
vertragliches Versprechen des Vermieters 
vorgelegen, dass die angegebene Fläche 
tatsächlich erreicht werden würde (Soll-
beschaffenheit).
Oberlandesgericht Dresden,
Urteil vom 21.10.2020 – 5 U 1257/20 –
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